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Rechtsbegehren:
(act. 1S.1f1)

"Es sei betreffend der Jahresrechnung der Beklagten fur den Zeitraum
vom 05.03.14 — 31.12.15 richterlich eine Sonderprufung gemass
Art. 697b OR anzuordnen zur Abklarung der folgenden Sachverhalte:

Die Jahresrechnung ist nicht innert 6 Monaten seit Ablauf des
Geschaftsjahres (31.12.) erfolgt (Art. 958 OR).

Die Jahresrechnung entspricht nicht dem Gesetz (Art. 957ff. OR)
und den Statuten (Art. 9 Abs. 2).

Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im allgemeinen
(Art. 725 Abs. 1 OR)

Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im besonderen
(Art. 725 Abs. 2 OR), insbesondere nicht gesetzeskonform zu-
stande gekommener Rangricktritt des Schuldners, Aktionars &
Verwaltungsrat C. durch Ruckdarlehen an ihn

eventuell Verletzung Einlagerickgewahr (Art. 680 OR)

Revisionsbericht entspricht nicht dem SER Standard Einge-
schrankte Revision von Expert Suisse & Treuhand Suisse, Aus-
gabe 2015

damit eventuell Vorliegen einer Konkursverschleppung (Art. 725
OR; Kapitalverlust & Uberschuldung).

alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zulasten der Be-
klagten"

Der Einzelrichter zieht in Erwagung:

1. Prozessverlauf

Am 15.Marz 2017 (Datum Poststempel) reichte der Klager ein Begehren um
Sonderprufung hierorts ein (act. 1). Mit Verfugung vom 16. Marz 2017 wurde dem
Klager Frist angesetzt, um einen Kostenvorschuss von CHF 6'600.— zu leisten
und dem Beklagten, um zum klagerischen Gesuch Stellung zu nehmen (act. 4).
Der Klager leistete den Kostenvorschuss fristgerecht (act. 6). Innert erstreckter
Frist erstattete die Beklagte die Stellungnahme (act. 7 und 10), die alsdann an
den Klager ging (Prot. S. 4). Es folgten weitere Stellungnahmen, klagerseits datie-
rend vom 8. Mai 2017 (act. 12), beklagtenseits vom 10. Mai 2017 (act. 15). Der

Klager liess sich nicht mehr vernehmen.



2. Zustandigkeit und Verfahren

2.1.  Ortliche und sachliche Zustandigkeit

Das Einzelgericht des Handelsgerichts des Kantons Zurich ist fur die vorlie-
gende Klage ortlich zustandig (Art. 10 Abs. 1 lit. b ZPO). Die sachliche Zustandig-
keit ergibt sich aus Art. 5 Abs. 1 lit. g ZPO i.V.m. § 45 lit. a GOG. Die Zustandig-
keit blieb denn auch zu Recht unbestritten (act. 10 Rz. 3).

2.2. Grundsatze des summarischen Verfahrens

Vorliegend kommt das summarische Verfahren zur Anwendung (Art. 250
lit. ¢ Ziff. 8 ZPO). Dieses ist in den Art. 252 ff. ZPO geregelt. Zusatzlich gelten
sinngemass die Bestimmungen des ordentlichen Verfahrens, soweit das Gesetz
nichts anderes bestimmt (Art. 219 ZPO). Gemass Art. 254 Abs.1 ZPO ist im
summarischen Verfahren Beweis grundsatzlich durch Urkunden zu erbringen.
Weiter sieht das Gesetz im summarischen Verfahren keinen doppelten Schriften-
wechsel vor (Art. 253 ZPO). Der Klager hat im summarischen Verfahren mithin
das gesamte Klagefundament (substantiierter Parteivortrag, Beweismittelnennung
und — soweit moglich — Beweismittelvorlegung) mit dem Begehren zu liefern. Da-
von ausgenommen sind Tatsachenbehauptungen und Beweismittel, bei welchen
es sich um Noven im Sinne von Art. 229 Abs.1 ZPO handelt. Zudem kann der
Klager im Rahmen des Anspruchs auf rechtliches Gehér zu den Vorbringen der
Gegenpartei, insbesondere zu allfaligen Noven, Stellung nehmen. Zusammen-
fassend ist somit festzuhalten, dass im summarischen Verfahren der Akten-
schluss nach dem ersten Schriftenwechsel eintritt. Werden daruber hinaus Stel-
lungnahmen eingeholt, dient dies alleine dem Anspruch auf rechtliches Gehdor und
nicht dazu allfallig in der Klage bzw. Klageantwort Verpasstes in den Prozess ein-
zubringen (vgl. dazu Urteil des Bundesgerichts 5A_82/2015 vom 16. Juni 2015
E. 4.1, 4.2.1; Urteil des Obergerichts des Kantons Zirich vom 16. Dezember 2014
(LF140087) E.7; SUTTER-SOMM/LOTSCHER, in: Kommentar zur Schweizerischen
Zivilprozessordnung, Sutter-Somm, Hasenbohler, Leuenberger [Hrsg.], 2. Aufl.
2013, N. 18-20 zu Art. 257 ZPO).



3. Rechtliche Grundlagen

Jeder Aktionar kann der Generalversammlung beantragen, bestimmte Sachver-
halte durch eine Sonderprifung abklaren zu lassen, sofern dies zur Ausibung der
Aktionarsrechte erforderlich ist und er das Recht auf Auskunft oder das Recht auf
Einsicht bereits ausgeubt hat (Art. 697a Abs. 1 OR). Entspricht die Generalver-
sammlung dem Antrag nicht, so kdnnen Aktionare, die zusammen mindestens 10
Prozent des Aktienkapitals oder Aktien im Nennwert von 2 Millionen Franken ver-
treten, innert dreier Monate den Richter ersuchen, einen Sonderprifer einzuset-
zen (Art. 697b Abs. 1 OR). Dabei haben sie Anspruch auf Einsetzung eines Son-
derprufers, wenn sie glaubhaft machen, dass Grunder oder Organe Gesetz oder
Statuten verletzt und damit die Gesellschaft oder die Aktionare geschadigt haben
(Art. 697b Abs. 2 OR).

Zu diesem Zweck mussen sie glaubhaft machen, dass ein Verhalten oder
Unterlassen der Organe eine bestimmte gesetzliche oder eine statutarische Be-
stimmung verletzt hat, und aufzeigen, worin diese Verletzung besteht (Urteil des
Bundesgerichts 4A_260/2013 vom 6. August 2013 E. 3.1). Die Antragsteller mus-
sen dazu mindestens ihren Vorwurf klar umreissen und objektive Anhaltspunkte
darlegen, aus denen sich der Schluss ergibt, dass das Behauptete wahrscheinlich
ist. Sie haben mithin konkret darzulegen, welche Verhaltenspflicht die Unterneh-
mensleitung nach der Meinung der Antragsteller wodurch verletzt hat und warum
dieser Verstoss gegen die Regeln einen Schaden der Gesellschaft angerichtet hat
(BOCKLI, Schweizer Aktienrecht, 4. Aufl. 2009, § 16 N. 45).

Die Sonderprufung ist ein Mittel der Informationsbeschaffung des Aktionars
uber interne Vorgange der Gesellschaft. Sie muss darauf ausgerichtet sein, kon-
krete Tatsachen zu ermitteln, und darf nicht auf eine rechtliche Beurteilung oder
ein Werturteil abzielen (zit. Urteil 4A_260/2013 E. 4.1).

Weiter wird vorausgesetzt, dass die Abklarung der fraglichen Sachverhalte
zur Auslbung der Aktionarsrechte erforderlich ist. Im Vordergrund steht dabei die
Relevanz der abzuklarenden Sachverhalte fur eine allfalige Verantwortlichkeits-
klage oder fur die Ausubung der Mitwirkungsrechte. Dem Klager obliegt es, einen

Zusammenhang zwischen den von ihm avisierten Aktionarsrechten und dem



Thema der beantragten Untersuchung glaubhaft zu machen. Die vom Klager
glaubhaft zu machende Schadigung der Gesellschaft oder der Aktionare muss ih-
rerseits wiederum Folge dieser Gesetzes- oder Statutenverletzung sein (zit. Urteil
des Bundesgerichts 4A 260/2013 E. 4.1). Nicht zulassig ist hingegen, eine Son-
derprufung alleine aufgrund blosser Vermutungen anzuordnen, dass gewisse
Vorgange sich ereignet haben kénnten. Die Sonderprifung ist weder eine fla-
chendeckende Ausforschung noch eine "“fishing expedition”. Sie kann nicht ver-
langt werden in der Hoffnung, dabei auch auf eine Rechtsverletzung zu stossen,
von welcher der Klager keine Kenntnis hatte (zit. Urteil des Bundesgerichts
4A 260/2013 E. 4.1, Urteil des Bundesgerichts 4C.190/2005 vom 6. September
2006 E. 3.4.2).

Das Glaubhaftmachen betrifft sowohl Tat- wie auch Rechtsfragen. In tat-
séchlicher Hinsicht sind bestimmte Handlungen oder Unterlassungen von Grun-
dern oder Organen und der damit zusammenhangende Schaden glaubhaft zu
machen. In Bezug auf diese Tatsachen darf das Gericht weder blosse Behaup-
tungen genugen lassen, noch einen stringenten Beweis verlangen. Ziel der Son-
derprifung ist es, die Informationslage des Klagers zu verbessern. Das Gericht
darf deshalb vom Klager nicht diejenigen Nachweise verlangen, die erst die Son-
derprifung erbringen soll. Auf der anderen Seite hat es aber die vom Klager vor-
gebrachten Verdachtsmomente auf ihre Plausibilitat hin zu prifen. Aufgrund die-
ser Verdachtsmomente muss eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafir sprechen,
dass Handlungen oder Unterlassungen von Grundern oder Organen in der Tat
Schaden angerichtet haben kdnnten. Entsprechendes gilt hinsichtlich der Rechts-
fragen, wie sie sich namentlich im Zusammenhang mit den vom Klager behaupte-
ten Pflichtverletzungen von Grindern oder Organen stellen. Auch hier hat das
Gericht die Rechts- oder Statutenwidrigkeit nicht abschliessend zu beurteilen. Das
Gesuch auf Einsetzung eines Sonderprufers ist vielmehr bereits dann zu entspre-
chen, wenn sich die rechtlichen Vorbringen zu den Anspruchsvoraussetzungen
nach Art. 697b Abs.2 OR bei summarischer Prufung als einigermassen aus-
sichtsreich oder zumindest als vertretbar erweisen (zit. Urteil 4A 260/2013
E. 4.2).



Hinsichtlich der materiellen Voraussetzungen einer Gesetzes- oder Statu-
tenverletzung und einer Schadigung der Gesellschaft oder der Aktionare gilt, wie
erwahnt, das Beweismass der Glaubhaftmachung. Die Voraussetzung der vor-
gangigen Auslbung des Auskunfts- oder Einsichtsrechts untersteht dem Regel-
beweismass. Gleiches gilt hinsichtlich der Aktionarseigenschaft und der Hohe der
Kapitalbeteiligung (BGE 140 Il 610 E. 4.3.3).

Auskunfts- und Sonderprufungsbegehren haben sich inhaltich zu entspre-
chen, da ansonsten die Subsidiaritat des Sonderprifungsverfahren ausgehebelt
wilrde. Den Aktionaren ist zuzumuten, bei der Formulierung ihres Auskunftsbe-
gehrens eine gewisse Sorgfalt aufzuwenden und darin so klar, wie es ihnen auf-
grund ihres Kenntnisstands moglich ist, zum Ausdruck zu bringen, worlber sie
weiteren Aufschluss zu erhalten winschen (BGE 140 1l 610 E. 2.2).

Das Rechtsschutzinteresse stellt eine Prozessvoraussetzung dar. Fehlt es,
so ist auf das Gesuch nicht einzutreten (Art. 59 Abs. 1 i.V. m. Abs. 2 lit. a ZPO).
Das Bundesgericht hat hierzu in BGE 123 lll 261 E. 3 ausgefuhrt:

" Nebst der vorgangigen Auslbung des Auskunfts- oder des Einsichtsrechts setzt das
Begehren um Sonderprifung - wie jede Klage - ein aktuelles Rechtsschutzinteresse
des Antragstellers voraus (FORSTMOSER/MEIER-HAYOZ/NOBEL, a.a.O., S. 404 Rz. 29;
WEBER, a.a.0., N. 15 zu Art. 697a OR). Die Durchflihrung der Sonderprifung muss
dem Antragsteller die Ausiibung von Rechten oder die Beurteilung von Chancen er-
maoglichen, wozu er sonst nicht in der Lage ware (CAsSUTT, a.a.O., Diss., S. 38 Rz. 8).
Das meint das Gesetz, wenn es eine Sonderprufung nur zuldsst, sofern sie "zur Aus-
Ubung der Aktionarsrechte erforderlich" ist (Art. 697a Abs. 1 OR). An der Erforderlich-
keit einer Sonderprifung fehlt es insbesondere, wenn die Sachverhalte, die abgeklart
werden sollen, aufgrund der Auskunftserteilung des Verwaltungsrats bereits offen zu
Tage liegen (FORSTMOSER/MEIER-HAYOZ/NOBEL, a.a.0., S. 405 Rz. 30). Dabei bleibt
es zwar grundsatzlich Sache der betroffenen Aktionare zu entscheiden, ob sie sich mit
den vom Verwaltungsrat gelieferten Informationen zufrieden geben wollen (BOCKLI,
a.a.0., S. 991 Rz. 1866). Voraussetzung fur die Zulassigkeit eines Sonderprifungsbe-
gehrens ist jedoch, dass die Aktionare bei vernunftiger Betrachtung Anlass haben
konnten, an der Vollstandigkeit oder an der Richtigkeit der vom Verwaltungsrat erteil-

ten Auskunfte zu zweifeln. An einer Sonderprifung zu Fragen, die durch die Auskinfte



des Verwaltungsrats bereits zweifelsfrei geklart sind, besteht kein hinreichendes
Rechtsschutzinteresse. Es ware sinnlos, eine Sonderprifung durchzufiihren, die den
Aktiondren keine neuen Perspektiven erdffnen kann (CAsuTT, a.a.O., Diss., S. 41
Rz. 12)."

4. Zur Frage des "leeren" Sonderprifungsantrags

4.1. Die Beklagte stellt sich auf den Standpunkt, dass es an einem rechtsglltig
gesteliten Antrag auf Einleitung einer Sonderprifung mangle, da sich aus dem
Protokoll der Generalversammlung ergebe, dass der “Inhalt der Sonderpriifung
(...) nach Vorliegen der Antworten zum Fragenkatalog (...) definiert werden" solle
und damit erst nach Erhalt der schriftichen Antwort des Verwaltungsrats nach der
Generalversammlung. Diese schriftiche Antwort sei dem Klager mit E-Mail vom
31. Januar 2017 zugestellt worden. Der an der Generalversammlung gestellte lee-
re Sonderprifungsantrag sei mangels jeglicher Bestimmung des Prifungsgegen-
stands sowie seiner Abhangigkeit von den Antworten auf das Auskunftsbegehren
als unzulassig zu betrachten. Es handle sich nicht um einen Antrag, sondern um
eine Ankindigung eines kunftigen Sonderprufungsantrags (act. 10 Rz. 7; act. 15
Rz. 2).

4.2. Dem widerspricht der Klager und wirft der Beklagten Uberspitzten Forma-
lismus vor (act. 12 S. 2). Sie habe dem Beklagten am 2. Dezember 2016 im Sinne
eines Auskunfts- und Einsichtsbegehrens einen entsprechenden Fragenkatalog
ubermittelt, wobei die Fragen teilweise nicht, teilweise unbefriedigend im Protokoll
der Generalversammlung und wortgetreu in der separaten Mitteilung an den Kla-
ger beantwortet worden seien. Der rechtsgenugliche klagerische Antrag auf Son-
derprifung sei an der Generalversammlung vom 16. Dezember 2016 abgelehnt
worden (act. 1 S. 2 und 4 f. mit Hinweis auf act. 3/4 und 3/17-18; act. 12 S. 2).

43. Vorab ist festzuhalten, dass der Klager die Richtigkeit der im Protokoll ent-
haltenen und von der Beklagten angerufenen Passagen nicht bestreitet. Die vor-

liegend relevanten Protokollauszige lauten wie folgt (act. 3/4 Ziff. 7 und 8):



"7. Antrag A._ zur Durchfiihrung einer Sonderpriifung
A hat bereits im Vorfeld der GV einen Antrag auf Sonderpriifung gestellt.
Dr. X. beantragtim Namen seines Mandanten die Annahme des Antrages auf Sonderprifung.

Der Inhaltder Sonderpriifung soll nach Vorliegen der Antworten zum Fragenkatalog, welcher zu Han-

den der GV der Gesellschaft zugestellt wurde, definiert werden.

8. Varia

Dr. X. stellt den Antrag, dass die Beantwortung der Fragen zur Sonderprifung rasch erfolgt, d.

h. mit einer Frist bis 31. Januar 2017 (bei ihm eingetroffen, auch per mail moglich).

Er verweist nochmals ausdriicklich auf den Vorbehalt der Strafanklage wegen ungetreuer Geschéfts-
fihrung bzw. Betrugs gegen C.

L.

Der Klager hat vorgangig das Auskunftsrecht ausgeubt und an der Generalver-
sammlung auch Antworten dazu erhalten (act. 3/4). Es ist zwar nicht ersichtlich,
warum nicht der Fragenkatalog bzw. die unbeantwortet gebliebenen Fragen zum
Inhalt des Sonderprifungsbegehrens gemacht worden sind. Unklar ist auch, wa-
rum schriftiche Antworten vereinbart worden sind, sind die Fragen doch mindlich
anlasslich der Generalversammlung in gleicher Weise wie im spateren schriftli-
chen Schreiben beantwortet worden. Gleichwohl war an der Generalversammlung
aufgrund der Umstande klar, was Inhalt des Sonderprifungsbegehrens ist; ja es
wurde sogar daruber abgestimmt. Daher ware es uberspitzt formalistisch, darin

keinen genugend gestellten Antrag zu sehen.

5. Inhaltliche Wiirdigung

5.1. Die Beklagte bringt vor, der Klager habe an der Generalversammlung ei-
nen langen Fragenkatalog eingereicht. Im Rechtsbegehren der vorliegenden
Sonderprufungsklage habe er nunmehr lediglich sieben Prifungsgegenstande
vorgebracht (act. 10 Rz. 18). Der Klager habe in Ziff. IlB/5 der Klageschrift keine
Rechtsbegehren mit zusatzlichen Prufungsgegenstanden gestellt, sondern in die-
sem Abschnitt lediglich dargelegt, welche Antworten auf sein Auskunftsbegehren

mangelhaft beantwortet worden seien. Sollte der anwaltlich vertretene Klager fur



die vorliegende Sonderprufungsklage weitere Prifungsgegenstande zu denjeni-
gen im Rechtsbegehren beantragen, so hatte er dies entsprechend ausdrucklich

in der Klageschrift beantragen missen, was er unterlassen habe (act. 15 Rz. 4).

Der Klager halt dagegen, schon in der Klage seien die nicht oder nicht be-
friedigend beantworteten Fragen hervorgehoben und deshalb im Rechtsbegehren
einzeln aufgefuhrt worden. Diesbezuglich bestehe eindeutig Deckungsgleichheit
(act. 12).

5.2. Nach einem allgemeinen Rechtsgrundsatz ist das Rechtsbegehren so be-
stimmt zu formulieren, dass es bei Gutheissung der Klage zum Urteil erhoben
werden kann. Sonderprufungsbegehren bilden von diesem Grundsatz keine Aus-
nahme. Das Rechtsbegehren definiert den Streitgegenstand resp. im vorliegen-
den Fall den Inhalt der Sonderprifung. Das Sonderprifungsbegehren muss zu-
mindest so bestimmbar sein, dass der Sonderprufer genau weiss, was er zu un-
tersuchen hat und es der Beklagten mdglich ist, die gestellten Begehren zu be-
antworten bzw. sich dagegen zu wehren. Eine zu formalistische Betrachtungswei-
se ist abzulehnen. Sind die Begehren an sich unbestimmt, so kann dennoch eine
genugende Bestimmtheit des Rechtsbegehrens angenommen werden, sollte sich
aus den Rechtsbegehren zusammen mit der Begrindung eine genlgende Be-
stimmtheit ergeben (vgl. auch BGE 137 lll 617 E. 6.2).

Zweifellos entsprechen sich die Fragen des Auskunftsbegehrens und die in
der Begrundung der Klage genannten Fragen. Dies wird auch von der Beklagten
nicht in Abrede gestellt. Die Beklagte weist aber zutreffend darauf hin, dass im
Rechtsbegehren des Sonderprifungsbegehrens diese Fragen nicht aufgefihrt
wurden, sondern "Sachverhalte" gebildet worden sind, was zu einem sehr unbe-
stimmt formulierten Rechtsbegehren fihrt. In der Tat erstaunt, dass die Fragen
des Auskunftsbegehrens nicht tel quel in das Sonderprifungsbegehren Uber-
nommen worden sind. Entgegen der Ansicht des Klagers sind die Fragen nicht
Teil des Rechtsbegehrens, was sich schon daraus ergibt, dass sie unter dem Titel
"Begrundung" aufgefuhrt sind. Auf die Begehren ohne Weiteres nicht einzutreten,
ware aber als Uberspitzt formalistisch zu werten. Sollte sich wie gezeigt ergeben,

dass die Rechtsbegehren zusammen mit der Begrindung genigend bestimmt
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sind, so hatte dies zur Folge, dass die Rechtsbegehren den zivilprozessualen Er-
fordernissen genligen wirden. Richtig ist, wie die Beklagte ausfihrt, dass die ge-
stellten Rechtsbegehren durch die Begrundung nicht erweitert werden kdnnen, es
geht einzig darum, die weit gefassten Begehren anhand der Begrindung einzu-

schranken. Dies wird im Folgenden zu prufen sein.
5.3. Zu den Rechtsbegehren im Einzelnen

5.3.1. Erstes Lemma: Die Jahresrechnung ist nicht innert sechs Monaten seit Ab-
lauf des Geschéftsjahres (31.12.) erfolgt

Der Klager wusste bereits vor Einleitung dieses Verfahrens, dass die Jahresrech-
nung 2014/2015 vom Verwaltungsrat am 25. November 2016 genehmigt
(act. 3/13) und die Einladung zur Generalversammlung den Aktionaren alsdann
zugestellt worden ist (act. 3/12). Die Generalversammlung befasste sich sodann
am 16. Dezember 2016 mit der Jahresrechnung (act.1 S.4 und 7; act. 10
Rz. 10). Es kann offen gelassen werden, ob dieses Begehren den Erfordernissen
an die Bestimmtheit des Rechtsbegehrens genugt resp. ob es sich Uberhaupt um
einen im Rahmen einer Sonderprifung zulassigen Prufgegenstand handelt, da es
sich — wie die Beklagte zutreffend bemerkt (act. 10 Rz. 22) —, um eine dem Klager
bereits bekannte Tatsache handelt. Ein weitergehendes Interesse an einer Aus-
kunft ist nicht dargetan. In Ermangelung eines Rechtsschutzinteresses ist auf das

Begehren (erstes Lemma) nicht einzutreten.

Hinzu tritt, dass der Klager nicht dargelegt hat, inwiefern die Feststellung, dass
die Jahresrechnung nicht innert sechs Monaten seit Ablauf des Geschaftsjahres
erfolgt ist, zur Auslbung seiner Aktionarsrechte erforderlich sein soll, womit das
Begehren ohnehin abzuweisen ware. Dem Klager ist es aufgrund der in Art. 697b
Abs.1 OR genannten dreimonatigen Verwirkungsfrist Uberdies auch nicht mdg-

lich, diese Begehren nochmals einzureichen.

5.3.2. Zweites Lemma: Die Jahresrechnung entspricht nicht dem Gesetz (Art. 957
ff OR) und den Statuten (Art. 9 Abs. 2)



-11 -

5.3.2.1. Die Beklagte bringt vor, dass es sich bei diesem Begehren um eine unzu-
lassige Rechtsfrage handle, zudem mangle es an der Bestimmtheit des Rechts-
begehrens (act. 10 Rz. 11). Sodann unterlasse es der Klager, substantiiert den
Zusammenhang zwischen dem (nicht spezifizierten) konkreten Prifungsgegen-
stand und der Auslbung der Aktionarsrechte darzulegen. Weiter unterlasse der
Klager es auch, glaubhaft Elemente darzulegen, um an der Vollstandigkeit und
der Richtigkeit des Revisionsberichts, der festhalte, dass die Jahresrechnung Ge-

setz und Statuten entspreche, zu zweifeln (act. 10 Rz. 23).

Der Klager stellt sich demgegenuber auf den Standpunkt, dass es sich um
Sachverhaltsfragen handle, so kénne ganz einfach aufgrund der Geschaftsakten
festgestellt werden, ob die Jahresrechnung dem Gesetz und den Statuten ent-
spreche (act. 1 S. 1; act. 12 S. 2).

5.3.2.2. Das Rechtsbegehren erfullt die Anforderungen an die Bestimmtheit nicht,
wirde eine Prifung der Jahresrechnung auf Ubereinstimmung mit Gesetz und
Statuten doch im Ergebnis auf eine (unzuldssige) fishing expedition hinauslaufen,
indem quasi der Sonderprufer dazu angehalten wirde, moglichst alles zu Uber-
prufen. Dessen scheint sich auch der Klager bewusst zu sein, indem er auf die
detaillierten Fragen in der Begrindung hinweist (vgl. act. 12 S. 2f.). Es trifft zwar
zu, dass in der Begrundung die nach Ansicht des Klagers nicht beantworteten
Fragen gelb markiert worden sind. Eine eigentliche Begrindung liefert der Klager
aber nicht, abgesehen davon, dass die Jahresrechnung (Bilanz und Erfolgsrech-
nung) nicht Gesetz und Statuten entspreche, u.a. da allenfalls Aktiven Uberbewer-
tet oder Wertberichtigungen notwendig gewesen waren (act.1 S.6; auch
act. 3/17). Der Klager legt nicht dar, inwiefern Uberhaupt Umstande vorliegen, die
darauf schliessen liessen, dass Wertberichtigungen notwendig wirden oder Akti-
ven Uberbewertet sein konnten. Auf den im Rechtsbegehren aufgefuhrten Art. 9
Abs. 2 der Statuten (vgl. act. 3/1) nimmt der Klager in der Begrindung nicht ein-
mal Bezug. Zudem reicht ein bloss genereller Hinweis auf Art. 957 ff OR nicht
aus, dies gilt umso mehr, als die Revisionsstelle in ihrem Bericht die Uberein-
stimmung mit Gesetz und Statuten bestatigt und der Klager gar nicht erst auf die-

se Bestatigung eingeht bzw. Indizien glaubhaft macht, inwiefern an dieser Besta-
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tigung zu zweifeln sein sollte, er mithin ein Interesse an einer weitergehenden
Auskunft haben kénnte und dies selbst nach erfolgtem diesbezlglichem Hinweis
durch die Gegenpartei. Damit kommt der Klager seiner Behauptungs- und Sub-
stantiierungslast nicht nach. Auf das Begehren ist mangels Rechtsschutzinteresse
nicht einzutreten. Es ware mangels Darlegung der Erforderlichkeit zur Ausibung

der Aktionarsrechte ohnehin mangels Substantiierung abzuweisen.

Ohnehin wirde der Klager nicht nachvollziehbar darlegen, welche der in der
Begrindung aufgefuhrten Fragen unter das zweite Lemma des Rechtsbegehrens
(Jahresrechnung entspricht nicht dem Gesetz und den Statuten) fallen sollen.
Selbst wenn man zugunsten des (anwaltlich vertretenen) Klagers die einzelnen
Fragen dem Rechtsbegehren zuzuordnen versuchte (was doch schon sehr weit
gehen wirde), so wirde sich einzig in act. 1 S. 6 der Hinweis finden, dass im ak-
tienrechtlichen Anhang keine Erlauterungen des Verwaltungsrates (Art. 958a,
Abs. 3 OR) aufzufinden seien, wobei der Schweizer Standard zur eingeschrank-
ten Revision (SER) vorschreibe, dass in so einem Fall (gemeint wohl Uberschul-
dungs- und Unterbilanzsituation, vgl. act. 1 S.6) eine eingeschrankte oder gar
verneinende Prifungsaussage zum Zuge komme. Der Klager wirde sich aber
auch hier in keiner Weise mit der Antwort des Verwaltungsrates auseinanderset-
zen, dass die Darlehen- und Kontokorrentvertrage von der Revisionsstelle einge-
sehen und auf ihre formelle und inhaltliche Korrektheit Uberprift und die Bonitat
der involvierten privaten und juristischen Personen fur gut befunden worden sei,
was die Werthaltigkeit der Darlehen sichere (vgl. Antwortschreiben act. 3/18; auch
act. 10 Rz. 23, wonach im Revisionsbericht der Revisionsstelle klar festgehalten
sei, dass die Jahresrechnung Gesetz und Statuten entspreche). Der Klager fuhrt
auch nicht aus, inwiefern zur Auslbung seiner Aktionarsrechte weitere Auskuinfte
erforderlich sein sollen bzw. legt nicht dar, wieso der diesbezlgliche Revisionsbe-
richt der Revisionsstelle nicht korrekt sein sollte. Selbst wenn man das Rechtsbe-
gehren dahingehend zugunsten des Klagers auslegen wirde, dass er damit feh-
lende Erlauterungen in der Jahresrechnung monieren wirde, so ware diesem

Rechtsbegehren kein Erfolg beschieden.
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5.3.3. Drittes Lemma: Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im allgemei-
nen (Art. 725 Abs. 1 OR)

5.3.3.1. Die Beklagte macht geltend, dass es sich um eine unzuldssige Rechts-
frage handle. Sowieso mangle es dem Prifungsbegehren an der erforderlichen
Individualisierung, sei doch eine generelle Uberprifung der Geschéftsfilhrung un-
ter dem Aspekt der Einhaltung von Kapitalschutzbestimmungen unzulassig
(act. 10 Rz. 12). Ohnehin sei der Kapitalverlust in der Jahresrechnung ausgewie-
sen und sei auch im Sinne von Art. 725 Abs. 1 OR im Revisionsbericht erwahnt.
Bestand und Hohe des Kapitalverlustes wurden feststehen und seien dem Klager
bekannt. Die beantragten Sanierungsmassnahmen seien vom Klager vollumfang-
lich genehmigt worden. Der Klager unterlasse es, darzulegen, welche konkrete
Sachverhaltserklarung der Wahrung welcher Aktionarsrechte diene, womit es am

erforderlichen Rechtsschutzinteresse fehle (act. 10 Rz. 24).

Der Klager bestreitet das Vorliegen einer unzuldssigen Rechtsfrage in Be-

zug auf das dritte Lemma (act. 1 S. 1;act. 12 S. 2).

5.3.3.2. Dieser klagerische Antrag ist ausserst unbestimmt verfasst, worauf die
Beklagte hinweist. Der Klager setzt dem nichts entgegen (vgl. act. 12). Der Klager
begnugt sich mit dem alleinigen Hinweis auf Art. 725 Abs. 1 OR, ohne auch nur
aufzuzeigen, was genau der Sonderprufer untersuchen soll bzw. welche Informa-
tion zur Wahrung seiner Aktionarsrechte erforderlich sein soll. Eine GV hat statt-
gefunden und Sanierungsmassnahmen wurden getroffen. Der Kapitalverlust ist im
Revisionsbericht ausgewiesen (vgl. act. 3/16). Der Klager setzt sich mit diesen
Umstanden aber nicht auseinander, womit er seiner Behauptungslast nicht nach-
kommt. Das Begehren ist daher mangels Substantiierung der Erforderlichkeit zur

Ausubung der Aktionarsrechte abzuweisen.

Selbst die nur in der Begrindung aufgefihrten Fragen liessen sich nicht die-
sem Sachverhalt zuordnen, geht es in der genannten Gesetzesbestimmung doch
um die Einberufung einer Generalversammlung und das Beantragen von Sanie-

rungsmassnahmen. Dazu finden sich im Gesuch keine Fragen, geschweige denn
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substantiierte Ausfuhrungen, inwiefern allfalige Antworten zu den Fragen zur

Ausubung der Aktionarsrechte erforderlich sein sollten.

5.3.4. Viertes Lemma: Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im besonde-
ren (Art. 725 Abs. 2 OR), insbesondere nicht gesetzeskonform zustande gekom-
mener Rangriicktritt des Schuldners, Aktionérs & Vervaltungsrat C. durch

Riickdarlehen an ihn

5.3.4.1. Die Beklagte moniert, dabei handle es sich um unzulassige reine Rechts-
fragen, weshalb das Begehren abzuweisen sei (act. 10 Rz. 14). Sodann gehe aus
der Jahresrechnung und dem Revisionsbericht hervor, dass keine Uberschuldung
nach Art. 725 Abs.2 OR vorliege. Es seien auch keine Rickdarlehen gewahrt
worden, sondern die aufgelaufenen Kontokorrentforderungen der Gesellschaft
gegenuber dem Aktionar seien in einem zweiten Schritt durch Darlehen an die
Gesellschaft gesichert worden. Die Revisionsstelle habe die Konformitat dieser
Vorgadnge sowie der Rangrucktritte mit Gesetz und Statuten im Revisionsbericht
bestatigt. Ohnehin sei zu beachten, dass die Aktiven auch ohne die beiden Nach-
rangigkeitserklarungen das Fremdkapital bei weitem decken wilrden, so dass in
jedem Falle kein Uberschuldungstatbestand gegeben sei. Der Klager unterlasse
es im Ubrigen auch, glaubhaft den Zusammenhang zwischen dem Prifungsge-
genstand und der Ausubung der Aktionarsrechte darzulegen, um an der Vollstan-
digkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung und dem Revisionsbericht sowie auch
der Antworten des Verwaltungsrates zu zweifeln. Damit fehle es auch hier am er-
forderlichen Rechtsschutzinteresse (act. 10 Rz. 25).

Der Klager halt fest, dass es sich beim unter dem vierten Lemma aufgefuhr-
ten Prufungsgegenstand keineswegs um eine Rechtsfrage handle (act.1 S.2;
act. 12 S. 2).

5.3.4.2. Dieser Antrag ist — dies wird auch von der Beklagten nicht bestritten (vgl.
act. 10 Rz. 13) — genugend bestimmt, umreisst er doch den dem Sonderprifer zu
unterbreitenden Prifgegenstand. Der Klager fuhrt in der Begrindung aus, dass
angenommen werden musse, dass sich der Hauptaktionar gegen sein Darle-

hensguthaben unter Rangricktritt von CHF 27'000.— ein Rickdarlehen in dersel-
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ben Hohe, bzw. CHF 22'968.37 gewahrt habe. Es bestinden deshalb erhebliche
Zweifel, dass der Rangricktritt dber CHF 27'000.— gesetzeskonform vollzogen
worden sei (act. 1 S.6). Im zuhanden der Generalversammlung verfassten Fra-
genkatalog war dieser Sachverhalt so nicht genannt, immerhin ist im Fragenkata-
log die Frage aufgefuhrt, ob die Rangrucktrittserklarungen den formellen und ma-
teriellen Anforderungen genigen (act. 3/17), was ausreicht fur die Deckungs-

gleichheit.

Der Klager legt nicht dar, was am Rangrucktritt nicht gesetzeskonform ge-
wesen sein soll bzw. wie "rechtmassiges" Verhalten ausgesehen hatte. Zudem
hat der Verwaltungsrat der Beklagten anlasslich der Generalversammlung ausge-
fuhrt, dass die Forderungen (d.h. CHF 22'968.37) ausschliesslich aus Kontokor-
rentbewegungen gegentber dem Aktionar C.  bestanden, wobei es einen
entsprechenden Vertrag gabe. Zur Absicherung des Kontokorrents habe C._
der Gesellschaft ein zinsloses Darlehen in der Hohe von CHF 27'000.— gewabhrt.
FUr dieses Darlehen sei C.___ im Rang zurickgetreten (act. 3/4 Ziff. 3). Der
Klager lasst jede Auseinandersetzung mit dieser Antwort vermissen, auch fehlt
jede Auseinandersetzung mit der Behauptung der Beklagten, dass gar keine
Uberschuldung vorgelegen habe. Richtig ist, dass die Anrufung des Richters im

Falle einer Uberschuldung mit einem Rangriicktritt abgewendet werden kann. Der

Umkehrschluss, dass ein Rangriicktritt zwangslaufig eine Uberschuldungssituati-
on im Sinne des Gesetzes bedeutet, lasst sich daraus aber nicht ohne Weiteres
ziehen. Vielmehr ergibt sich aus der Jahresrechnung ein Kapitalverlust i.S.v.
Art. 725 Abs. 1 OR und nicht eine Uberschuldung i.S.v. Art. 725 Abs. 2 OR. Dies
hat aber nicht das Erflllen der in Art. 725 Abs. 2 OR aufgefihrten Handlungswei-
sen zur Folge. Der Klager fuhrt nicht aus, inwiefern er trotz der Antwort der Be-
klagten ein weitergehendes Interesse an einer Auskunftserteilung haben soll; eine
solches Interesse ist auch nicht ersichtlich. Auf das Begehren ist daher mangels
Rechtsschutzinteresse nicht einzutreten. Zudem ware das Begehren mangels

Substantiierung abzuweisen.

Daruber hinaus bleibt auch unklar, ob der Klager die in der Begrindung ge-

nannten Fragen beantwortet haben will oder nur den im vierten Lemma genann-
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ten Prifgegenstand. Der Klager legt zumindest nicht dar, welche Fragen des Fra-
genkatalogs nicht bzw. nicht genugend beantwortet worden sind, bzw. welche
Fragen Uberhaupt von diesem Themenkomplex umfasst sein sollen, vielmehr be-
gnugt er sich mit einer (ungenugenden) Hervorhebung in gelb (vgl. act. 1 S.5f.),
wobei ausgerechnet die vorangehend ztierte Passage Uber die Rangrucktritte
nicht gelb markiert worden ist, also als beantwortet betrachtet worden ist (vgl.
act. 1 S.6). Selbst wenn man zu Gunsten des Klagers aufgrund der Systematik
davon ausgehen wirde, dass die (gelb markierten) Fragen von Ziff. 2 gemeint
sein mussten (vgl. act. 1 S.5), so stellt der Klager keinerlei Behauptungen auf,
inwiefern diese Fragen vom Rechtsbegehren viertes Lemma umfasst sein sollen
und warum diese Fragen zur Ausubung der Aktionarsrechte erforderlich sein sol-

len.

Die Frage, ob der Sachverhalt Uberhaupt einer Sonderprifung zuganglich
ware oder ob es sich um eine unzuldssige Rechtsfrage handelt (so die Beklagte in

act. 10 Rz. 13), kann daher offen gelassen werden.
5.3.5. Flinftes Lemma: Eventuell Verletzung Einlageriickgewéhr (Art. 680 OR)

5.3.5.1. Die Beklagte fuhrt aus, dass es sich dabei einerseits um eine unzulassige
Rechtsfrage handle, anderseits fehle es dem Begehren auch an der erforderli-
chen Individualisierung (act. 10 Rz. 14). Dem Klager sei schon mehrfach erklart
worden, dass erst die Kontokorrentforderungen der Aktionare aufgelaufen seien.
In einem zweiten Schritt seien diese durch Aktionarsdarlehen an die Gesellschaft
und damit durch neue Mittelzuflisse gesichert worden. Die Revisionsstelle habe
die Konformitat mit Gesetz und Statuten bestatigt. Der Klager unterlasse es auch,
substantiiert den Zusammenhang zwischen dem zu untersuchenden Prufungsge-
genstand und der Auslbung der Aktionarsrechte darzulegen. Der Klager unter-
lasse es auch, glaubhaft die erforderlichen Elemente zu behaupten, um an der
Vollstandigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung, des Revisionsberichts sowie
auch der Antworten des Verwaltungsrates zu zweifeln, womit es am erforderlichen
Rechtsschutzinteresse fehle (act. 10 Rz. 26).
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Der Klager bestreitet das Vorliegen einer unzulassigen Rechtsfrage (act. 12
S. 2).

5.3.5.2. Der Klager umschreibt den zu untersuchenden Sachverhalt nicht, nennt
er im Prifungsbegehren doch nicht einmal, dass es um Darlehen geht. Wenn
man zugunsten des Klagers anhand der Begrindung das Begehren eingrenzen
wirde, so scheint er damit den Sachverhalt geklart haben zu wollen, ob die
(Ruck-)Darlehensgewahrung gegen das Verbot der Einlagenrickgewahr verstos-
se, fuhrt er doch aus, Darlehensgewahrungen an Aktionare ohne Eigenkapitalre-
serve und ohne Sicherheiten entsprachen verbotener Einlagenruckgewahr (act. 1
S. 6 f.). Aktionarsdarlehen sind nicht per se unerlaubt, sondern nur, wenn gewisse
Kriterien nicht eingehalten werden, denn nur in diesem Fall besteht die Gefahr,
dass geschitztes Kapital an die Aktionare zurickfliessen konnte. Der Klager un-
terlasst es, den Zusammenhang zwischen dem zu untersuchenden Prufungsge-
genstand und der Auslbung der Aktionarsrechte aufzuzeigen oder sich mit der
Antwort der Beklagten in irgendeiner Form auseinanderzusetzen. Es ist nicht klar,
welche weitere Information er zur Auslbung seiner Aktionarsrechte bendtigen
wirde, er stellt hierzu auch keine Behauptungen auf. Auf das Begehren ist daher
mangels Rechtsschutzinteresse nicht einzutreten. Ohnehin ware es mangels
Substantiierung abzuweisen. Die Frage, ob es sich um eine unzulassige Rechts-

frage handelt, kann damit offen bleiben.

5.3.6. Sechstes Lemma: Revisionsbericht entspricht nicht dem SER Standard

Eingeschrdnkte Revision von Expert Suisse & Treuhand Suisse, Ausgabe 2015

5.3.6.1. Die Beklagte stellt sich auf den Standpunkt, dass in keiner Weise ersicht-
lich sei, welcher Zusammenhang zwischen dieser generellen, nicht individualisier-
ten Prifung des angewendeten Revisionsstandards und der Ausubung der Aktio-
narsrechte des Klagers gegeben sein soll, nicht zuletzt, da jeglicher Uberschul-
dungstatbestand fehle (act. 10 Rz. 27).

5.3.6.2. Dieses Rechtsbegehren ist ausserst unbestimmt gehalten. Der Klager
bezeichnet keine zu untersuchende Handlung oder Unterlassung im Bereich des

Prufgegenstands. In der Begrindung fuhrt der Klager immerhin aus, dass Erlaute-
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rungen vorgeschrieben seien, die nicht gemacht worden seien (vgl. act. 1 S. 6). Er
legt aber nicht dar, inwiefern eine solche Information, ob der Revisionsbericht
dem Standard entspricht oder nicht, zur Ausubung seiner Aktionarsrechte (eine
Konkretisierung, welches Aktionarsrecht der Klager geltend machen will, nennt er
auch nicht) erforderlich sein soll. Daher ist dieses Begehren mangels Substantiie-

rung abzuweisen.

5.3.7. Siebtes Lemma: damit eventuell Vorliegen einer Konkursverschleppung
(Art. 725 OR; Kapitalverlust & Uberschuldung)

5.3.7.1. Die Beklagte bringt vor, dass es sich dabei inhaltlich um eine Wiederho-
lung der Prufungsbegehren Nr. 3 und 4 handle. Dieses Begehren stelle eine un-
zulassige Rechtsfrage dar, es fehle auch an der erforderlichen Bestimmtheit des
Rechtsbegehrens. Der Klager unterlasse es, den Zusammenhang zwischen dem
Prufungsgegenstand und der Ausubung der Aktionarsrechte darzulegen. Das
Fehlen eines Uberschuldungstatbestandes nach Art. 725 Abs.2 OR sei belegt.
Der Bestand des Kapitalverlustes nach Art. 725 Abs.1 OR sei korrekt und klar
vom Verwaltungsrat ausgewiesen und von der Revisionsstelle bestatigt worden.
Die erforderlichen Sanierungsmassnahmen seien getroffen und vom Klager ge-
nehmigt worden. Weitere Sanierungsantrage habe der Klager an der Generalver-
sammlung nicht gestellt. Der Klager unterlasse es auch, die erforderlichen Ele-
mente glaubhaft zu behaupten, um an der Vollstandigkeit und Richtigkeit der Jah-
resrechnung, des Revisionsberichts sowie der Antworten des Verwaltungsrates

zu zweifeln. Damit fehle es am erforderlichen Rechtsschutzinteresse (act. 10
Rz. 28).

Der Klager bestreitet, dass es sich um eine unzulassige Rechtsfrage handle
(act. 12 S. 2).

5.3.7.2. Dieses Begehren ist wiederum sehr unbestimmt gehalten. Soweit der
Klager eine Konkursverschleppung zu vermuten scheint, bleibt unklar, was der
Sonderprifer mit solch einem Begehren genau untersuchen soll. Es ware zu er-
warten gewesen, dass der Klager die Handlungen bzw. Unterlassungen um-

schreibt, die der Sonderprifer nach Ansicht der Klagers zu untersuchen hat. Erst
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in einem spateren Schritt ware die Frage zu klaren, ob ein solches Verhalten zu
einer Schadigung gefuhrt hatte, indem der Schaden zu spat dem Richter mitgeteilt
worden ware. Ob eine Konkursverschleppung vorliegt oder nicht, ist eine Rechts-
frage. Dessen scheint sich auch der Klager bewusst zu sein, indem er einleitend
das Wort "damit" verwendet. Da es sich um einen unzulassigen Priufgegenstand

handelt, ist das Begehren abzuweisen.

Sofern der Klager damit zum Ausdruck bringen wollte, eine Prifung zu ver-
langen, ob Art. 725 OR verletzt worden sei, so stande diese Frage in engem Zu-
sammenhang mit dem dritten und vierten Lemma des Rechtsbegehrens. Diesbe-
zlglich kann auf die dortigen Ausfuhrungen verwiesen werden. Dem Begehren

ware aus den dort genannten Grunden kein Erfolg beschieden.

5.4. Zusammenfassend ist festhalten, dass das Begehren um Einsetzung eines

Sonderpriufers abzuweisen ist, soweit Uberhaupt darauf eingetreten werden kann.

6. Kosten- und Entschadigungsfolgen

6.1. Bei diesem Ausgang des Verfahrens wird der Klager kosten- und entscha-
digungspflichtig (Art. 106 Abs.1 ZPO). Die HOhe der Gerichtsgebuhr bestimmt
sich nach der Gebuhrenverordnung des Obergerichts (Art. 96 ZPO i.V.m. § 199
Abs. 1 GOG) und richtet sich in erster Linie nach dem Streitwert bzw. nach dem
tatsachlichen Streitinteresse (§ 2 Abs. 1 lit. a GebV OG). Ausgehend vom mit Ver-
flgung vom 16.Marz 2017 geschatzten Streitwert von CHF 100'000.— (vgl.
act. 4), ist die Gerichtsgebuhr in Anwendung von §4 Abs.1 und 2 iV.m. §8
Abs. 1 GebV OG auf CHF 6'600.— festzusetzen. Die Beklagte hat teils die Antwor-
ten vor der Klageeinreichung geliefert, teils ist der Klager seiner Substantiie-
rungspflicht nicht nachgekommen oder es handelt sich um eine unzulassige
Rechtsfrage. Folglich ist der (fur den Klager negative) Ausgang des Verfahrens al-
leine ihm zuzurechnen. Daher sind die Gerichtskosten dem Klager aufzuerlegen
und aus dem vom Klager geleisteten Kostenvorschuss zu beziehen (Art. 111
Abs. 1 ZPO).
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6.2. Die Parteientschadigung ist nach der Verordnung Uber die Anwaltsgebih-
ren zu bemessen (Art. 105 Abs. 2 ZPO). Grundlage bildet auch hier der Streitwert
(§2 Abs. 1 lit. a AnwGebV). Die Grundgebuhr ist mit der Begrindung bzw. Be-
antwortung der Klage verdient. Fur jede weitere notwendige Rechtsschrift ist ein
Zuschlag zu gewahren (§ 11 Abs. 1 und 2 AnwGebV). Im summarischen Verfah-
ren wird die Gebuhr in der Regel auf zwei Drittel bis einen Funftel ermassigt (§ 9
AnwGebV). Die vorgenannten Faktoren fuhren in Anwendung von § 4 Abs. 1 und
2 AnwGebV sowie unter Berlcksichtigung des vorliegenden Prozessverlaufs zu
einer Parteientschadigung in der Hohe von CHF 6'000.—, welche ausgangsge-

mass der Beklagten zuzusprechen ist.

Der Einzelrichter erkennt:

1. Aufdie Begehren 1., 2. und 4. und 5. Lemma wird nicht eingetreten.

2. Im Ubrigen (3., 6. bis 7. Lemma) wird das Begehren um Einsetzung eines

Sonderprufers abgewiesen.
3. Die Gerichtsgeblhr wird festgesetzt auf CHF 6'600.—.

4. Die Kosten werden dem Klager auferlegt und aus dem von ihm geleisteten

Kostenvorschuss gedeckt.

5. DerKlager wird verpflichtet, der Beklagten eine Parteientschadigung von
CHF 6'000.— zu bezahlen.

6.  Schriftiche Mitteilung an die Parteien.

7.  Eine bundesrechtliche Beschwerde gegen diesen Entscheid istinnerhalb
von 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,
1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulassigkeit und Form einer solchen Be-
schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder
Art. 113 ff. (subsidiare Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42
und 90 ff. des Bundesgesetzes Uber das Bundesgericht (BGG). Der Streit-
wert betragt CHF 100'000.—.



Zlrich, 30. Mai 2017
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	Der Kläger stellt sich demgegenüber auf den Standpunkt, dass es sich um Sachverhaltsfragen handle, so könne ganz einfach aufgrund der Geschäftsakten festgestellt werden, ob die Jahresrechnung dem Gesetz und den Statuten entspreche (act. 1 S. 1; act. ...
	5.3.2.2. Das Rechtsbegehren erfüllt die Anforderungen an die Bestimmtheit nicht, würde eine Prüfung der Jahresrechnung auf Übereinstimmung mit Gesetz und Statuten doch im Ergebnis auf eine (unzulässige) fishing expedition hinauslaufen, indem quasi der...
	Ohnehin würde der Kläger nicht nachvollziehbar darlegen, welche der in der Begründung aufgeführten Fragen unter das zweite Lemma des Rechtsbegehrens (Jahresrechnung entspricht nicht dem Gesetz und den Statuten) fallen sollen. Selbst wenn man zugunste...
	5.3.3. Drittes Lemma: Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im allgemeinen (Art. 725 Abs. 1 OR)
	5.3.3.1. Die Beklagte macht geltend, dass es sich um eine unzulässige Rechtsfrage handle. Sowieso mangle es dem Prüfungsbegehren an der erforderlichen Individualisierung, sei doch eine generelle Überprüfung der Geschäftsführung unter dem Aspekt der Ei...
	Der Kläger bestreitet das Vorliegen einer unzulässigen Rechtsfrage in Bezug auf das dritte Lemma (act. 1 S. 1; act. 12 S. 2).
	5.3.3.2. Dieser klägerische Antrag ist äusserst unbestimmt verfasst, worauf die Beklagte hinweist. Der Kläger setzt dem nichts entgegen (vgl. act. 12). Der Kläger begnügt sich mit dem alleinigen Hinweis auf Art. 725 Abs. 1 OR, ohne auch nur aufzuzeige...
	Selbst die nur in der Begründung aufgeführten Fragen liessen sich nicht diesem Sachverhalt zuordnen, geht es in der genannten Gesetzesbestimmung doch um die Einberufung einer Generalversammlung und das Beantragen von Sanierungsmassnahmen. Dazu finden...
	5.3.4. Viertes Lemma: Missachtung der Kapitalschutzbestimmungen im besonderen (Art. 725 Abs. 2 OR), insbesondere nicht gesetzeskonform zustande gekommener Rangrücktritt des Schuldners, Aktionärs & Verwaltungsrat C._____ durch Rückdarlehen an ihn
	5.3.4.1. Die Beklagte moniert, dabei handle es sich um unzulässige reine Rechtsfragen, weshalb das Begehren abzuweisen sei (act. 10 Rz. 14). Sodann gehe aus der Jahresrechnung und dem Revisionsbericht hervor, dass keine Überschuldung nach Art. 725 Abs...
	5.3.4.2. Dieser Antrag ist – dies wird auch von der Beklagten nicht bestritten (vgl. act. 10 Rz. 13) – genügend bestimmt, umreisst er doch den dem Sonderprüfer zu unterbreitenden Prüfgegenstand. Der Kläger führt in der Begründung aus, dass angenommen ...
	Der Kläger legt nicht dar, was am Rangrücktritt nicht gesetzeskonform gewesen sein soll bzw. wie "rechtmässiges" Verhalten ausgesehen hätte. Zudem hat der Verwaltungsrat der Beklagten anlässlich der Generalversammlung ausgeführt, dass die Forderungen...
	5.3.5. Fünftes Lemma: Eventuell Verletzung Einlagerückgewähr (Art. 680 OR)
	5.3.5.1. Die Beklagte führt aus, dass es sich dabei einerseits um eine unzulässige Rechtsfrage handle, anderseits fehle es dem Begehren auch an der erforderlichen Individualisierung (act. 10 Rz. 14). Dem Kläger sei schon mehrfach erklärt worden, dass ...
	5.3.5.2. Der Kläger umschreibt den zu untersuchenden Sachverhalt nicht, nennt er im Prüfungsbegehren doch nicht einmal, dass es um Darlehen geht. Wenn man zugunsten des Klägers anhand der Begründung das Begehren eingrenzen würde, so scheint er damit d...
	5.3.6. Sechstes Lemma: Revisionsbericht entspricht nicht dem SER Standard Eingeschränkte Revision von Expert Suisse & Treuhand Suisse, Ausgabe 2015
	5.3.6.1. Die Beklagte stellt sich auf den Standpunkt, dass in keiner Weise ersichtlich sei, welcher Zusammenhang zwischen dieser generellen, nicht individualisierten Prüfung des angewendeten Revisionsstandards und der Ausübung der Aktionärsrechte des ...
	5.3.6.2. Dieses Rechtsbegehren ist äusserst unbestimmt gehalten. Der Kläger bezeichnet keine zu untersuchende Handlung oder Unterlassung im Bereich des Prüfgegenstands. In der Begründung führt der Kläger immerhin aus, dass Erläuterungen vorgeschrieben...
	5.3.7. Siebtes Lemma: damit eventuell Vorliegen einer Konkursverschleppung (Art. 725 OR; Kapitalverlust & Überschuldung)
	5.3.7.1. Die Beklagte bringt vor, dass es sich dabei inhaltlich um eine Wiederholung der Prüfungsbegehren Nr. 3 und 4 handle. Dieses Begehren stelle eine unzulässige Rechtsfrage dar, es fehle auch an der erforderlichen Bestimmtheit des Rechtsbegehrens...
	5.3.7.2. Dieses Begehren ist wiederum sehr unbestimmt gehalten. Soweit der Kläger eine Konkursverschleppung zu vermuten scheint, bleibt unklar, was der Sonderprüfer mit solch einem Begehren genau untersuchen soll. Es wäre zu erwarten gewesen, dass der...
	5.4. Zusammenfassend ist festhalten, dass das Begehren um Einsetzung eines Sonderprüfers abzuweisen ist, soweit überhaupt darauf eingetreten werden kann.

	6. Kosten- und Entschädigungsfolgen
	6.1. Bei diesem Ausgang des Verfahrens wird der Kläger kosten- und entschädigungspflichtig (Art. 106 Abs. 1 ZPO). Die Höhe der Gerichtsgebühr bestimmt sich nach der Gebührenverordnung des Obergerichts (Art. 96 ZPO i.V.m. § 199 Abs. 1 GOG) und richtet ...
	6.2. Die Parteientschädigung ist nach der Verordnung über die Anwaltsgebühren zu bemessen (Art. 105 Abs. 2 ZPO). Grundlage bildet auch hier der Streitwert (§ 2 Abs. 1 lit. a AnwGebV). Die Grundgebühr ist mit der Begründung bzw. Beantwortung der Klage ...

	Der Einzelrichter erkennt:
	1. Auf die Begehren 1., 2. und 4. und 5. Lemma wird nicht eingetreten.
	2. Im Übrigen (3., 6. bis 7. Lemma) wird das Begehren um Einsetzung eines Sonderprüfers abgewiesen.
	3. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf CHF 6'600.–.
	4. Die Kosten werden dem Kläger auferlegt und aus dem von ihm geleisteten Kostenvorschuss gedeckt.
	5. Der Kläger wird verpflichtet, der Beklagten eine Parteientschädigung von CHF 6'000.– zu bezahlen.
	6. Schriftliche Mitteilung an die Parteien.
	7. Eine bundesrechtliche Beschwerde gegen diesen Entscheid ist innerhalb von 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Beschwerde richten sich nach Art. 72 ff...

